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In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

-3923223199923.

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts am 30. Mai 1958

beschlossen:
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Die Revision der Klägerin zu 2.) gegen das Urteil des Bayeri—

schen Landessozialgerichts vom 20. Februar 1957 wird als unzu—
lässig verworfen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü n d e :
___.- .—.-n __ ...—..-... ...—

Der Kläger zu 1) wollte am 12. Oktober 1953 von Egenhausen
(Landkreis Schweinfurt) nach Flörsheim bei Frankfurt am Main

umziehen. Mit der Durchführung des Umzugs war die Klägerin '

zu 2) beauftragt° Einen von ihr zwei Tage vorher in Egenhau—

sen abgestellten 4 to=Anhänger hatten der Kläger und seine

Familienangehörigen bereits teilweise mit Umzugsgut beladen,

als der Motorwagen der Klägerin zu 2) eintraf. Da der Anhänger

die Toreinfahrt versperrte, in welche der Mötorwagen einfahren

sollte, mußte jener etwa 2 m nach vorn bewegt werden. Der

Kraftfahrer Jxxxxxxx entschloß sich, diese Verschiebung unter

Ausnutzung des leichten Straßengefälles von Hand durchzufühe

ren. Er beauftragte deshalb seinen Beifahrer, die Schere des
Anhängers zu halten und bat vier weitere ?ersonen, darunter

den Kläger zu 1), den Wagen anzuschiebeh. Als das linke Vor—

derrad an einem Straßenstein Widerstand fand, schlug die

Schere nach links aus. Dadurch fiel der — k0pflastig bela—
dene — Anhänger nach links um. Während alle übrigen Perso—

nen auf einen Zuruf des Kraftfahrers zur Seite sprengen,

versuchte der vorn links steaende Kläger zu 1), den stürzen-

den Wagen zu halten° Dabei geriet er unter den Wagen. Er er—
litt einen Bruch des rechten Oberschenkels‚ einen Becken—

bruch, einen Schädelriß und Quetsehungen°

Nachdem die Beklagte es abgelehnt hatte, dem Kläger zu 1)

Entschädigung aus der gesetzlichen Unfallversicherung zu ge—
währen, hat das Sozialgericht (SG,) Würzburg auf die Klage .

der beiden Kläger hin die Beklagte verurteilt, den Kläger

zu 1) wegen des Unfalls vom 12. Oktober 1953 zu entschädi-

gen. Auf die Berufung der Beklagten hat das Bayerische Lan—

dessozialgericht (LSG.) am 20. Februar 1957 das erstinstanz—
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liche Urteil aufgehoben und die Klage mit folgender Begründung

abgewiesen: Als gesetzliche Gzrxilage für einen Versicherungs—

schutz des Klägers zu 1) kommenur 5 537 Nr. 10 der Reichsver—
sicherungsordnung (RVG) in Betracht. Nach dieser Vorschrift

sei es erforderlich, daß eine ernsthafte Arbeit verrichtet werde

und diese dem Betriebe wirtschaftlich zugute komme. An diesen

Voraussetzungen fehle es, wenn die unfallbringende Tätigkeit

lediglich der Unterstützung oder der Bequemlichkeit eines Arbeit—

nehmers diene; denn eine solche sei ihrer Natur nach im all—

gemeinen ohne meßbaren und betriebsfördernden Wert. Dies gelte

auch für die Hilfeleistung, bei welcher der Kläger verunglückt

sei. Der Kraftfahrer Jxxxxxxx hätte, wenn er ordnungsmäßig

verfahren wäre, den Anhänger mit dem Motorwagen von der Torein—

fahrt wegziehen müssen. Dies hätte er mit seinem Beifahrer

ohne fremde Hilfe machen können. Die Mithilfe des Klägers zu 1)

beim Wegsehieben des Anhängers sei also weder erforderlich noch

dem Betrieb der Klägerin zu 2) in einem wirtschaftlich ins Ge—

wicht fallenden Maße dienlich gewesen; sie habe ausschließlich.

der Unterstützung des Kraftfahrers Jxxxxxxx gedient.

Gegen diesen Urteil hat die Klägerin zu 2) Revision eingelegt.

Die Revision wäre nur unter den in 5 162 Abs. 1 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) angeführten Voraussetzungen statthaft. An

diesen Voraussetzungen fehlt es jedoch.

Das LSG. hat die Revision nicht zugelassen (@ 162 Abs. 1 Nr. 1
SGG). Ob sie - wie die Revision meint — zuzulassen gewesen wäre,

weil über Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung entschieden

wurde, kann dahingestellt bleiben. Denn die Niebtzulaésung der

Revision ist für das Bundessdzialgericht (BSG.), wie es wieder—
holt entschieden hat, bindend; sie kann auch nicht unter dem

Gesichtspunkt eines wesentlichen Verfahrensmangels (@ 162 Abs. 1
Nr. 2 SGG) zum Gegenstand der Prüfung durch das BSG. gemacht

werden(vgl. BSG.? s. 45 und 81; BSG.in SozR.see @162
Bl° Da 14 Nr. 55). 4 ‘

Die von der Revision gerügten Mängel des Verfahrens könnten

die Statthaftigkeit des Rechtsmittels nur begründen, wenn sie
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tatsächlich vorlägen (BSG, 1 S. 150); dies trifft jedoch nicht

Züo

\

Entgegen der Auffassung der Revision ist dem Kläger zu 1) nicht

das rechtliche Gehör (@ 62 SGG) verweigert worden. Dem Erforder-

nis des rechtlichen Gehörs ist Genüge getan, wenn den Beteilig—

ten Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Äußerung ge—

geben wird (vgl. Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung,

Stand: 15‚2.1957, Bd" 1 S. 244 k; Peters—Sautter-Wolff, Komm.

zur Sozialgerichtsbarkeit, Anm° zu @ 62 SGG). Dies ist im vor—
liegenden Fall dadurch geschehen, daß das LSG. sowohl den Klä»
ger zu 1) als auch seinen Prozeßbevollmächtigten zur mündli—
chen Verhandlung am 20° Februar 1957 vorschriftsmäßig geladen

hat, Der Kläger hätte sich schriftlich äußern oder, da er sich

selbst am 20‚ Februar 1957 in stationärer Krankenbehandlung be-
fand, durch seinen Prozeßbevollmächtigien in der mündlichen Ver—
handlung vertreten lassen können. Inwieteit die Sachlage es er— .
fordert hätte, mit Rücksicht auf die Erkrankung des Klägers

zu 1) einem Antrag auf Verlegung des Verhandlungstermins zu
entsprechen (tgl. BSG° 1 S. 277 und 280), kann dahingestellt

bleiben, weil der Kläger zu 1) einen solchen Antrag nicht ge—

stellt, sich vielmehr entsprechend seinem sonstigen Verhalten

im Verwaltungsverfahren und im Rechtsstreit darauf beschränkt

hat, durch seinen Prozeßbevollmächtigten mitteilen zu lassen,

daß er krankheitshalber nicht in der Lage sei, den Termin vom
20° Februar 1957 wahrzunehmen; es hat auch kein anderer Betei—

ligter beantragt, den Verhandlungstermin mit Rücksicht auf die

Erkrankung des Klägers zu 1) zu verlegen. Daß das LSG. auf Grund

der mündlichen Verhandlung vom 20. Februar 1957 — eine solche

hat entgegen der Meinung der Beklagten auch hinsichtlich des

Klägers zu 1) stattgefunden — in der Sache entschieden hat,
ist nicht zu beanstanden. Die Auffassung der Revision, es sei,

weil der Kläger zu 1) verhindert war, den Verhandlungstermin

wahrzunehmen, in jedem Falle unzulässig gewesen, auf Grund

mündlicher Verhandlung zu entscheiden, trifft nicht zu, Im Ver—‘

fahren der Sozialgerichtsbarkeit, das kein Versäumnisurteil

kennt, kann - ebenso im verwaltungsgerichtlichen Verfahren

(vgl. Klinger, Verwaltungsgerichtsbarkeit in der brit. Zone,
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3„ Aufl„, 85 434, Anm° F zu @ 71) - beim Ausbleiben eines Be—
teiligten oder auch mehrerer Beteiligter mündlich verhandelt

und entschieden werden (vgl. Brackmann a.a.04 S. 248 u; Peters—
Sautter—Wolff a„a.0., @ 126 SGG, Anm. 1 und 3; Hofmann—Schroeter,

Komm. zum SGG, 2. Aufl., 5 126 Anm. 2; Miesbach—Ankenbrank, SGG,

2. Aufla, @ 126 Anm„ 1)‚ Dies setzt & 110 Satz 2 sec vorauso
Er erfährt allerdings insofern eine Einschränkung durch @ 128
Abs. 2 SGG, als das ergebende Urteil nicht auf neues, den nicht

erschienenen Beteiligten bisher unbekanntes Vorbringen aus der

mündlichen Verhandlung gestützt werden dar. Daß das LSG. dies
nicht beachtet habe, wird jedoch von der Revision nicht be—
hauptet. Weiter setzt eine Entscheidung auf Grund mündlicher

Verhandlung beim Ausbleiben von Beteiligten voraus, daß diese

darauf hingewiesen Werden sind, daß auch im Falle ihres Aus—

bleibens verhandelt und entschieden werden kann (5 110 Satz 2
SGG)‚ Den gesetzlich vorgeschriebenen Hinweis hat das LSG. in

der dem Kläger zu 1) zugestellten Ladung zum Termin vom 20° Febru-

ar 1957 wie folgt geiaßt: "Auch bei Ihrem Ausbleiben kann ver-

handelt und auf Antrag der übrigen Beteiligten nach Aktenlage

entschieden werden (55 126 und 153 SGG)." Die dem Prozeßbevoll—

mächtigten des Klägers zu 1) zugegangene Ladung trägt im wesent—

lichen den gleichen Wortlaut° Die Revision meint, dieser Hinweis

entspreche nicht den Erforderniascn des Gesetzes, weil er die

Möglichkeit einer Entscheidung nach mündlicher Verhandlung nicht

in Betracht ziehe. Der erkennende-Senat vermag sich dieser Auf—

fassung nicht anzuschließen. Nach @ 110 Satz 2 SGG ist bei der

Ladung auf zweierlei hinzuweisen: auf die Möglichkeit der Ver-

handlung und auf die Möglichkeit der Entscheidung — auch im

Falle des Ausbleibens von Beteiligten —„ In beiden wesentlichen

Punkten entspricht der oben angeführte Hinweis des LSG. den Er—

fordernissen des Gesetzes. Die Beschränkung der Belehrung auf

den Fall des @ 126 SGG beeinträchtigt die Schutzfunktion des 5

110 Satz 2 SGG nicht, weil in der Belehrung der Hinweis vorhan—

den ist, daß mündliche Verhandlung zulässig sei; im übrigen

trägt die vom LSG“ erteilte Belehrung dem Umstand Rechnung, daß

das Vorbringen in der mündlichen Verhandlung im Hinblick auf 5

128 Abs° 2 SGG nur insoweit bei der Urteilsfindung berücksichtigt
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werden darf, als es bereits ektenkundig war. Jedenfalls ließ

der Hinweis des LSG„ zweifelsfrei erkennen, welchem Nachteil

der Kläger zu 1) im Falle der Nichtwahrnehmung des Verhand—

lungstermins ausgesetzt war. Der Senat trägt daher keine Be—

denken, die Voraussetzungen für den Erlaß einer Entscheidung

auch auf Grund mündlicher Verhandlung als gegeben anzusehen°

Diese Voraussetzungen waren auch nicht dadurch in Frage ge—

stellt, daß das persönliche Erscheinen des Klägers zu 1) an—

geordnet worden war. Diese Maßnahme verpflichtete das LSG°

nicht, vor Erlaß seiner Entscheidung den Kläger zu 1) per—

sönlich anzuhören. Hierauf war er in der Ladung vom 4. Fe—

bruar 1957 ausdrücklich hingewiesen werden, Schließlich war
eine persönliche Anhörung des Klägers zu 1) auch nicht des-

halb geboten, weil das LSG° beabsichtigte, von dem erstin—

stanzlichen Urteil zum Nachteil der Kläger abzuweichen. Mit

einer solchen Möglichkeit hat jeder Rechtsmittelbeklagte zu
rechnen,

Hiernach konnte es dahingestellt bleiben, ob die in der münde
lichen Verhandlung vom 20" Februar 1957 vertretenexKlägerin

zu
2) sich überhaupt darauf berufen kann, daß Verfahrensvor—

schriften, die den Schutz eines anderen - der Verhandlung fern

gebliebenen — Beteiligten bezwecken, verletzt worden seien.
Verneint man diese Frage, so könnte die unterbliebene An—

hörung des Klägers zu 1) im vorliegenden Revisionsverfahren

allenfalls unter dem Gesichtspunkt der unzureichenden Sach—

aufklärung von Bedeutung sein. Eine dahingehende Rüge vermag

die Statthaftigkeit der Rev sion schon deshalb nicht zu be—

gründen, weil die Klägerin zu 2) nicht substantiiert darge—

tan hat, aus welchen Gründen das LSG. sich hätte gedrängt

fühlen müssen, den Kläger zu 1), der SlCh sowohl im Ver-

waltungsverfahren als auch im ersten Rechtszug geäußert

hatte, noch einmal anzuhören. Es hatte hierzu um so weniger

Veranlassung, als der Vertreter der Klägerin Zu 2) — ebenso

wie die übrigen erschienenen oder vertretenen Beteiligten —
in der mündlichen Verhandlung vom 20. Februar 1957 ausdrück-

lich erklärt hat, er habe gegen eine Entscheidung der Sache

keine Bedenken°
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Ferner rügt die Revision, das LSG. habe bei der Beweiswürdigung

gegen Erfahrungssätze und gegen die Denkgesetze verstoßen. Sie

hat jedoch keine Erfahrungssätze, die verletzt sein sollen, an—

geführt und auch keinen Verstoß gegen die Denkgesetze aufgezeigt°
Ihre Ausführungen liegen im wesentlichen auf dem Gebiet des

materiellen Rechts und lassen keine Mängel im Verfahren des L$G.‚

vor allem keine Überschreitung der Grenzen des Rechts der

freien Beweiswürdigung (@ 128 Abs. 1 SGG) erkennen° Dies gilt
insbesondere für die Rüge, das LSG. hätte die Frage, ob die

Hilfeleistung des Klägers zu 1) dem Betrieb der Klägerin zu 2)

—dienlich war, nicht rückechauend, sondern aus der Sicht des

helfend eingreifenden Klägers zu 1) beurteilen müssen° Die

weitere Rüge, das LSG. habe verkannt, daß der Kläger zu 1) nicht

aus eigenem Antrieb geholfen habe, sondern zur Hilfeleistung

aufgefordert worden sei, beruht auf unrichtigen Voraus$etzungen;

daß der Kläger zu 1) einer Aufforderung gefolgt ist, hat das

LSG° eindeutig festgestellt° Soweit die Revision rügt, das LSG„

hätte prüfen müssen, ob der Kläger zu 1) erkannt hat, daß die

von ihm geforderte Hilfeleistung dem Transportbetrieb nicht

dienlich sei, und ob er den Warnruf des Kraftfahrers Jxxxxxxx

vernommen hat und in der Lage gewesen ist, ihn zu befolgen,

liegt kein Mangel im Verfahren des LSG„ vor, weil es nach dessen,

für die Beurteilung von Verfahrensmängeln maßgeblichen Rechts—

auffassung (vgl° BSG. 2 S, 84) auf die Klärung dieser Frage
nicht ankam°

Aus @ 162 Abs. 1 Nr. 2 SGG läßt sich die Statthaftigkeit der

Revision SOmit nicht herleitena

“Auf @ 162 Abs° 1 Nr. 3 SGG ist die Revision nicht gestützt°

Diese Vorschrift kommt auch als Stütze für die Statthaftigkeit

der Revision nicht in Betracht, weil lediglich streitig ist, ob

sich der Unfall des Klägers zu 1) bei einer Tätigkeit im Sinne

des 9 537 Nr, 10 RVG ereignet hat, nicht aber, ob die körperli—

chen Schädigungen des Klägers zu 1) mit einem sich als Arbeits—

unfall darstellenden Ereignis ursächlich zusammenhängen (vgl°

Beschluß des Großen Senats des BSG. vom 22.11.1957 — GS 1/57 —
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inhaltlich mitgeteilt in “Die Sozialgerichtsbarkeit" 1957 8°

367 und "Die Berufsgenossenschaft" 1957 S. 493)„'

Die Revision war daher als unzulässig zu verwerfen (@ 169 SGG).

Die Kostene■tscheidung ergeht in entsprechender Anwendung des

@ 193 SGG°
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